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§ 2 UmweltKG Mitteilungspflicht
und Abhilfemaßnahmen

 UmweltKG - Umweltkontrollgesetz

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 13.06.2024

1. (1)Jene bei der Umweltkontrolle gemäß § 1 bekanntgewordenen Umwelteinflüsse oder Umweltbelastungen, die

eine unverzügliche behördliche Veranlassung oder voraussichtlich die Einleitung eines

Verwaltungsstrafverfahrens erfordern oder die den Verdacht einer gerichtlich strafbaren Handlung begründen,

sind im Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung dem Landeshauptmann, im Bereich der Landesverwaltung

dem zuständigen Amt der Landesregierung sowie im Bereich der unmittelbaren Bundesverwaltung dem

zuständigen Bundesminister mitzuteilen.

2. (2)Die Abhilfemaßnahmen oder sonstigen Veranlassungen obliegen den zuständigen Behörden nach Maßgabe

der anzuwendenden Verwaltungsvorschriften.

3. (3)Die zuständigen Behörden haben dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie auf dessen Ersuchen

mitzuteilen, welche Maßnahmen zur Beseitigung der gemäß Abs. 1 aufgezeigten Umweltbelastungen veranlaßt

wurden und welchen Erfolg sie haben. Gegebenenfalls ist auch über den Ausgang eines

Verwaltungsstrafverfahrens zu berichten.

4. (4)Soweit eine Verpflichtung zur Anzeige gerichtlich strafbarer Handlungen besteht, bleibt eine solche

Verpflichtung von den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes unberührt.
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